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Die Schwierigkeiten der Regierungsbildung!  

Was bringt der Koalitionsvertrag den Senioren? 
 
Sehr geehrte Kolleginnen, 
sehr geehrte Kollegen, 
 

in den letzten BRH-Nachrichten hatte ich mich mit dem Thema „Bürgerversicherung“ be-
schäftigt und die Unterschiede zwischen der gesetzlichen und privaten Krankenversiche-
rung herausgestellt. Zu diesem Zeitpunkt war mir bereits bewusst, dass im Koalitionsver-
trag keine konkreten Vorschläge möglich waren, dafür ist das Thema zu komplex. Deshalb 
möchte ich Ihnen das genaue Ergebnis, das im Vertrag niedergeschrieben ist, nicht vor-
enthalten.  
 

„In der Gesundheitspolitik haben sich beide Seiten auf die Einsetzung einer wissenschaft-
lichen Kommission verständigt. Sie soll bis Ende 2019 Vorschläge für ein neues Vergü-
tungssystem für Ärzte für die Behandlung von Privat- sowie Kassenpatienten vorlegen. 
Das neue System soll Versorgungsbedarf und Stand des Medizinfortschritts abbilden.“ 
Soweit der nun unterschriebene Koalitionsvertrag. 
 

Der Regierungsneubildung steht nun nichts mehr im Wege. CDU und CSU haben ihre 
Minister benannt und die SPD den Mitgliederentscheid abgeschlossen. Die Abstimmung 
über den Koalitionsvertrag hat die notwendige Mehrheit erbracht. Es ist jedoch kritisch 
anzumerken, dass es wirklich bedenklich ist, die Regierungsbildung von 236 000 Stimmen 
abhängig zu machen. Das Interesse der SPD-Mitglieder ist schon daran zu erkennen, 
dass ca. 100 000 Mitglieder erst gar nicht abgestimmt haben. 
  

Die Stimmung bei den Wählern ist in den letzten Wochen, nach dem unendlichen Gezerre, 
noch weiter gekippt. Wenn vor einer Woche Bundestagswahlen gewesen wären, hätte es 
für CDU/CSU und SPD zur Regierungsbildung nicht mehr gereicht, weil die SPD nach den 
Umfragen auf ca. 15 % abgesackt wäre und die AfD unter Umständen zweitstärkste Partei 
geworden wäre. Damit würde die älteste Partei Deutschlands das gleiche Schicksal 
erleiden wie ihre Schwesterparteien in Frankreich, Italien und Österreich, die praktisch in 
die Bedeutungslosigkeit verschwunden sind.  
 

Zwischenzeitlich sind alle Minister von ihren Parteien benannt, und der Bundespräsident 
hat dem Bundestag vorgeschlagen, Frau Merkel zur Kanzlerin zu wählen.  
 

Aber nun zu den Themen des Koalitionsvertrages und der Frage, was bringt er den Senio-
ren. In den 14 Kapiteln des Vertrages finden sich viele Bezüge zu der Seniorenpolitik. Ich 
möchte jedoch darauf hinweisen, dass die Regierung eine Gesamtverantwortung für alle 
Generationen hat und allen Gerechtigkeit zukommen lassen muss. 
  

Ich bin nicht der Auffassung, wie sie in einigen Veröffentlichungen vertreten wird, dass 
CDU und SPD nur die Interessen der älteren Wähler fest im Blick hatten. Mit Rente, 
Pflege, Gesundheit und innerer Sicherheit stehen Themen ganz oben im Koalitions-
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vertrag, die der älteren Bevölkerung besonders am Herzen liegen. Insbesondere wird 
darauf hingewiesen, dass jede zweite Stimme für CDU/CSU und SPD aus der Alters-
gruppe 60 plus kamen, und diesen Parteien erst die Möglichkeit eröffneten, eine große 
Koalition zu bilden. 
   

In verschiedenen Kapiteln des Vertrages werden Seniorinnen und Senioren in einigen 
inhaltlichen Punkten angesprochen, aber es werden keine realen Ziele genannt. So soll 
der „Altersdiskriminierung“ und der „Einsamkeit“ entgegengewirkt werden. Bei dem Thema 
„Heimat mit Zukunft“ wird das Thema Einsamkeit erneut angesprochen.  
 

Für die Seniorinnen und Senioren sollen neue, auch alternative Wohnformen gefunden 
und erprobt werden. Besonders im ländlichen Raum sollen Seniorengenossenschaften  
entstehen und das Programm „Demografie Werkstatt Kommune“ soll ausgebaut werden. 
  

Die Agenda „Gemeinsam für Menschen mit Demenz‘“ soll weiterentwickelt werden mit der 
Einbeziehung von Betroffenen.  
 

Weiterhin sollen ortsnahe Beratungs-, Bildungs- und Unterstützungsangebote eingerichtet 
werden. Hierzu ist in dem Vertrag eine offensive digitale Bildung enthalten. Menschen 
allen Alters sollen die Möglichkeit haben, am digitalen Wandel teilzunehmen. Die Volks-
hochschulen sollen in diesem Bereich eine besondere Verantwortung übernehmen und 
auch die Mehrgenerationenhäuser sind in diesem Zusammenhang gefordert. 
  

Bei den Themen Gesundheit und Pflege sind eine Menge von Vorschlägen enthalten. Hier 
geht es um Versorgung im ländlichen Raum durch die Ansiedlung von Ärzten mit Hospiz- 
und Palliativversorgung sowie pflegerische Angebote in Schwerpunktpraxen und die Stär-
kung von Apotheken. Die Krankenhausvergütung soll umgestellt werden in einer Kombina-
tion von Fallpauschalen und Personalkosten, dazu eine Verbesserung der geriatrischen 
Versorgung.  
 

Im Bereich der pflegerischen Versorgung sollen spürbare Verbesserungen der Personal-
ausstattung erfolgen und 8 000 neue Fachkraftstellen finanziert werden. Hierzu gibt es 
natürlich sehr kritische Anmerkungen. Die ausgewiesene Personalerhöhung von 8000 
Stellen ist nicht mehr so groß, wenn man weiß, dass es 13 000 Pflegestationen gibt. Aber 
gerade in den Bereichen Gesundheit und Pflege sind noch eine Menge von Verbesse-
rungsmöglichkeiten vorgesehen. 
  

Die Themen Wohnen und Wohnungsumfeld sind in dem Bereich „sozialer Wohnungsbau“ 
untergebracht. Insbesondere wird Wert auf den Bau barrierefreier Wohnungen gelegt. 
Eine Kommission soll eine Strategie über die Zukunft der bezahlbaren und nachhaltigen 
Mobilität entwickeln.  
 

Auch die Verbraucherpolitik soll die älteren Menschen besser schützen. Besonderen 
Schutz soll es vor telefonischen betrügerischen Verträgen und auch bei ambulanten 
Pflegeverträgen geben.  
 
Mit kollegialen Grüßen 

 
Vorsitzender                                                                                           


